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Bekanntmachung. 
In Gemäßheit des Geſetzes vom 17. Mai d. I., der Allerhöchſten Ordre vom 22. September d. J. 


und des Artikel 51 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 ſetze ich, auf Grund der SS. 17 und 
28 der Wahlverordnung vom 30. Mal 1849 für den ganzen Umfang der Monarchie den Tag der Wahl 


der Wahlmänner . * 
f iu BER auf den 30. Oktober 
und den Tag der Wahl der Abgeordneten im. n 
auf den 7. November dieſes Jahres 


klerdurch feſt. Berlin, den 8. Oktober 1867. 
ans DETHTUIERT DES SUNELN. 
a sry gez. Graf Eulen burg. 


msi! Vorftehendes Reſkript wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Frankfurt a. O., den 9. Oktober 1867. ee 1 
n Königliche Regterung. Abtheilung des Innern. 


Verordunung 


1 eln Mohn alt a über | | 
die Ausführung der Wohl der Abgeordneten zur zweiten Kammer. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen in Ausführung der Artikel 67 bis 74 und auf Grund des Artikels 105 der Verfaſſungs⸗Urkunde, 
auf den Antrag Unſeres Staats⸗Miniſteriums, daß ſtatt des Wahlgeſetzes für die Abgeordneten der 
Binge Rn vom ten Dezember 1848 die nachfolgenden zäheren Beſtimmungen zur Anwendung zu 
bringen ſind: 

8. 1. Die Abgeordneten der zweiten Kammer werden von Wahlmännern in Wahlbezirken, die Wahl⸗ 
männer von den Urwählern in Urwahl⸗Bezirlen gewählt. | 
85 von 1 Zahl der in jedem Regierungsbezirke zu wählenden Abgeordneten weiſt das anliegende 

erzeichniß nach. j 

8. 3. Die Bildung der Wahlbezirke iſt nach Maßgabe der durch die letzten allgemeinen Zählungen 
ermittelten Benölkerung von den Regierungen dergeſtalt zu bewirken, daß von jedem Wahlkörper mindeſtens 
zwel Abgeordnete zu wählen ſind. Kreiſe, die zu verſchiedenen Regierungsbezirken gehören, können aus⸗ 
nahmeweiſe durch den Ober⸗Präſidenten zu einem Wahlbezirke vereinigt werden, wenn es nach der Lage 
und den ſonſtigen Berhältniſſen der erſteren nöthig erſcheint. 

8. 4. Auf jede Vollzahl von 250 Seelen ift ein Wahlmann zu wählen. 

§. 5. Gemeinden von weniger als 750 Seelen, ſo wie nicht zu einer Gemeinde gehörende bewohnte 
e e Hi 8 von dem Landrathe mit einer oder mehreren benachbarten Gemeinden zu einem Urwahl⸗ 
Bezirke vereinigt. 

g. 6. Gemeinden von 1750 oder mehr als 1750 Seelen werden von der Gemeinde⸗Verwaltungs⸗ 
Behörde 3 Urwahlbezirke getheilt. Dieſe find fo einzurichten, daß höchſtens 6 Wahlmänner darin 
u wählen ſind. gte sad m 
2 9 7. Die Urwahl-⸗Bezirke müſſen, fo weit es thunlich iſt, fo gebildet werden, daß die Zahl der 
in einem jeden derſelben zu wählenden Wahlmänner durch drei thellbar iſt. . 
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8. 8. Jeder ſelbſtſtändige Preuße, welcher das 24fte Lebensjahr vollendet und nicht den Vollbeſitz 
der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntniſſes verloren hat, iſt in der Gemeinde, 
worin er ſeit ſechs Monaten ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Urwähler, ſofern er 
nicht aus öffentlichen Mitteln Armen⸗Unterſtützung erhält. 

F. 9. Die Militairperſonen des ſtehenden Heeres und die Stamm⸗Mannſchaften der Landwehr wäh⸗ 
len an ihrem Standorte, ohne Rückſicht darauf, wie lange ſie ſich an demſelben vor der Wahl aufgehalten 
haben. Sie bilden, wenn ſie in der Zahl von 750 Mann oder darüber zuſammenſtehen, einen oder meh⸗ 
rere beſondere Wahl⸗Bezirke. Landwehrpflichtige, welche zur Zeit der Wahlen zum Dienſte einberufen find, 
wählen un dem Orte ihres Aufenthalts für ihren Heimaths⸗Bezirk. = 

$. 10. Die Urwähler werden nach Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Staatsſteuern 
(Klaſſenſteuer, Grundſteuer, Cewerbeſteuer) in 3 Abtheilungen getheilt, und zwar in der Art, daß auf jede 
Abtheilung ein Drittheil der Geſammtſumme der Steuerbeträge aller Urwähler fällt. 

Dieſe Geſammtſumme wird berechnet: 6 

a) gemeindewelſe, falls die Gemeinde einen. Urwahl⸗Bezirk für ſich bildet oder in mehrere Urwahl⸗ 

Bezirke getheilt iſt; ($- 6.) 

b) bezirksweiſe, falls der Urwahl⸗Bezirk aus mehreren Gemeinden zuſammen geſetzt iſt. ($. 5.) 

§. 11. Wo keine Klaſſenſteuer erhoben wird, tritt für dieſelbe zunächſt die etwa in Gemäßheit der 
Verordnung vom 4. April 1848, anſtatt der indirekten, eingeführte direkte Staatsſteuer ein. 

Wo weder Klaſſenſteuer, noch klaſſifizirte Steuer auf Grund der Verordnung vom Aten April 1848 
8 wird, tritt an Stelle der Klaſſenſteuer die in der Gemeinde zur Hebung kommende direkte Kom⸗ 
munalſteuer. 1 f . 

Wo auch eine ſolche ausnahmsweiſe nicht beſteht, muß von der Gemeinde⸗Verwaltung nach den 
Grundſaͤtzen der Klaſſenſteuer⸗Veranlagung eine ungefähre Einſchätzung bewirkt und der Betrag ausgeworfen 
werden, welchen jeder Urwähler danach als Klaſſenſteuer zu zahlen haben würde. 

Wird die Gewerbeſteuer von einer Handels⸗Geſellſchaft entrichtet, ſo iſt die Steuer behufs Beſtimmung, 
in welche Abtheilung dle Geſellſchafter gehören, zu gleichen Theilen auf dieſelben zu repartiren. 

8. 12. Die erſte Abtheilung beſteht aus denjenigen Urwählern, auf welche die höchſten Steuerbeträge 
bis zum Belaufe eines Drittheils der Geſawmtſteuer (8. 10.) fallen. 

Die zweite Abthellung beſteht aus denjenigen Urwählern, auf welche die nächſt niedrigeren Steuerbe⸗ 
träge bis zur Grenze des zweiten Drittheils fallen. 0 n 
. Die dritte Abtheilung beſteht aus den am nledrigſten beftenerten Urwählern, auf welche das dritte 
Drittheil fällt. In dieſe Abtheilung gehören auch dieſenigen Urwähler, welche keine Steuer zahlen. 

65. 13. So lange der Grundſatz wegen Aufhebung der : Abgaben - Befreiungen in Bezug auf die 
Klaſſenſteuer und direlte Kommunal⸗Steuer noch nicht durchgeführt iſt, ſind die zur Zeit noch befreiten 
Urwähler in diejenige Abtheilung aufzunehmen, welcher fie angehören würden, wenn die Befreiungen bereits 
aufgehoben wären. 

8. 14. Jede Abtheilung wählt ein Drittheil der zu wählenden Wahlmänner. . 

Iſt die Zahl der in einem Urwahl⸗Bezirke zu wählenden Wahlmänner nicht durch 3 theilbar, ſo iſt, 
wenn nur 1 Wahlmann übrig bleibt, dieſer von der zweiten Abtheilung zu wählen. Bleiben 2 Wahl⸗ 
männer übrig, ſo wählt die erſte Abthellung den einen und die dritte Abtheilung den andern. 

8. 15. In jeder Gemeinde iſt ſofort ein Verzeichniß der ſtimmberechtigten Urwähler (Urwählerliſte) 
aufzustellen, in welchem bei jedem einzelnen Namen der Steuerbetrag angegeben wird, den der Urwähler 
in der Gemeinde oder in dem aus mehreren Gemeinden zuſammengeſetzten Urwahl⸗Bezirk zu entrichten hat. 
Dies Verzeichniß iſt öffentlich auszulegen, und daß dies geſchehen, in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 

Wer die Aufſtellung für unrichtig oder unvollſtändig hält, kann dies innerhalb dreier Tage nach der 
Bekanntmachung bei der Ortsbehörde oder dem von derſelben dazu ernannten Kommiſſar oder der dazu 
niedergeſetzten Kommiſſion ſchriftlich anzeigen oder zu Protokoll geben. 

9 12810 Entſcheidung darüber ſteht in den Städten der Gemeinde⸗Verwaltungsbehörde, auf dem Lande dem 
andrathe zu. 


In Gemeinden, die in mehrere Urwahlbezirke getheilt find, erfolgt die Aufſtellung der Urwöhlerliſten 
nach den einzeluen Bezirken. 


§. 16. Die Abtheilungen (§. 12) werden ſeitens derſelben Behörden feſtgeſtellt, welche die Urwahl⸗ 
Bezirke abgrenzen (88. 5, G). } 

Eben diefe Behörden haben für jeden Urwahl⸗Bezirk das Lokal, in welchem vie auf den Bezirk bezüg⸗ 
liche Abtheilungs⸗Liſte öffentlich auszulegen und die Wahl der Wahlmänner abzuhalten iſt, zu beſtimmen 


und den Wahlvorſteher, der die Wahl zu leiten hat, ſo wie einen Stellvertreter deſſelben für Verhinderungs⸗ 
fälle zu ernennen. 

In Bezug auf die Berichtigung der Abtheilungsliſten kommen die Vorſchriften des 8. 15 gleichmäßig 
zur Anwendung. 

8. 17. Der Tag der Wahl iſt von dem Miniſter des Innern feſtzuſetzen. 
§. 18. Die Wahlmänner werden in jeder Abtheilung aus der Zahl der ſtimmberechtigten Urwähler 
des Urwahl⸗Bezirks ohne Rückſicht auf die Abtheilung gewählt. lg 

Mit Ausnahme des Falles der Auflöſung der Kammer find die Wahlen der Wahlmänner für die 
ganze Legislatur⸗Periode dergeſtalt gültig, daß bei einer erforderlich werdenden Erſatzwahl eines Abgeord⸗ 
neten nur an Stelle der inzwiſchen durch Tod, Wegziehen aus dem Urwahl⸗Bezirk oder auf ſonſlige Weiſe 
ausgeſchiedenen Wahlmänner neue zu wählen ſind. 

8. 19. Die Urwähler find zur Wahl durch ortsübliche Bekanntmachung zu berufen. 

8, 20. Der Wahlvorſteher ernennt aus der Zahl der Urwähler des Wahlbezirts einen Protokoll. 
führer, ſo wie 3 bis 6 Beiſitzer, welche mit ihm den Wahlvorſtand bilden, und verpflichtet fie mittelſt 
Handſchlags an Eidesſtatt. f f 

21. Die Wahlen erfolgen abtheilungsweiſe durch Stimmgebung zu Protokoll, nach abſoluter 

Mehrheit und nach den Vorſchriften des Reglements (§. 32). f 8 

8. 22. In der Wahlverſammlung dürfen weder Diskuſſtonen ſtattfinden, noch Beſchlüſſe gefaßt werden. 

Wahlſtimmen, unter Proteſt oder Vorbehalt abgegeben, ſind ungültig. x j 
5 1 11 Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung keine abſolute Stimmenmehrheit, ſo findet die eugere 
Wahl ſtatt. 

g. 24. Der gewählte Wahlmann muß ſich über die Annahme der Wahl erklären. Eine Annahme 
unter Proteſt oder Vorbehalt gilt als Ablehnung und zieht eine Erſatzwahl nach ſich. 

8. 25. Das Protokoll wird von dem Wahlvorſtande (8. 20) unterzeichnet und ſofort dem Wahl⸗ 
ommiſſar ($. 26) für die Wahl der Abgeordneten eingereicht. 

8. 26. Die Regierung ernennt den Wahl - Kommiſſar für jeden Wahlbezirk zur Wahl ber Abgeord⸗ 
neten und beftimmt den Wahlort. 

27. Der Wahl⸗Kommiſſar beruft die Wahlmänner mlttelſt ſchriftlicher Einladung zur Wahl der 
Abgeordneten. Er hat die Verhandlungen über die Urwahlen nach den Vorſchriften dieſer Verordnung zu 
prüfen, und wenn er einzelne Wahlakte für ungültig erachten ſollte, der Verſammlung der Wahlmänner 
feine Bedenken zur endgültigen Entſcheidung vorzutragen. Nach Ausſchließung derſenigen Wahlmänner, 
deren Wahl für ungültig erkannt iſt, ſchreitet die Verſammlung ſofort zu dem eigentlichen Wahlgeſchäfte. 

Außer der vorgedachten Erörterung und Entſcheidung über die etwa gegen einzelne Wahlalte erhobenen 
Bedenken dürfen in der Verſammlung keine Diskuſſionen ſtattfinden, noch Veſchlüſſe gefaßt werben. 

8 Der Tag der Wahl der Abgeordneten iſt von dem Miniſter des Innern feſtzuſetzen. 

8. 29. Zum Abgeordneten iſt jeder Preuße wählbar, der das dreißigſte Lebensjahr vollendet, den 
Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntniſſes nicht verloren hat und 
bereits ein Jahr lang dem preußiſchen Staats-Verbande angehört. 

6. 30. Die Wahlen der Abgeordneten erfolgen durch Stimmgebung zu Protokoll. 

Der Protokollführer und die Beiſitzer werden von den Wahlmännern auf den Vorſchlaz des Wahl 
Kommliſſars gewählt und bilden mit dieſem den Wahl⸗Vorſtand. t 

Die Wahlen erfolgen nach abſoluter Stimmenmehrheit. Wahlſtimmen, unter Proteſt oder Vorbehalt 
abgegeben, ſind ungültig. * 

0 de ſich bel der erſten Abſtimmung keine abſolute Mehrheit, ſo wird zu einer engeren Wahl 
geſchritten. g 
8, 31. Der gewählte Abgeordnete muß ſich über die Annahme oder Ablehnung der auf ihn gefallenen 
Wahl gegen den Wahl⸗Kommiſſarius erklären. Eine Annahme ⸗ Erklärung unter Proteſt oder Vorbehalt 
gilt als Ablehnung und hat eine neue Wahl zur Folge. 310 

8. 32. Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen näheren Beſtimmungen hat Unſer 
Staatsminiſterium in einem zu erlaſſenden Reglement zu treffen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Sansſoucl, den 30. Mai 1849. f 

Friedrich Wilhelm. 


Graf von Brandenburg. von Ladenberg. von Manteuffel. von Sirotha. 
von der Heydt. von Raabe. Simons. 
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Verordnung vom 30. Mai 1849 über die Ausführung der Wahlen zum 
Hape Ver Abneofoneren. den de may d TE a 


Unter Aufhebung des Reglements vom 18. Mai 1866 werden zur Ausführung der Verordnung dom 
30. Mai 1849 die folgenden näheren Beſtimmungen getroffen. | - 

8. 1. Die Landräthe oder, im Falle des 8. 6 der Verordnunz, die Gemeinde⸗Verwaltungs⸗Behörden 
haben unverzüglich die Aufſtellung der Urwählerliſten zu verankaſſen. limnt ar 1 *⁰ 

Gleichzeitiz find von ihnen die Urwahlbezirke (88. 5, 6, 7 der Verordnung) abzugrenzen, und die 
Zahl der auf jeden derſelben fallenden Wahlmänner (88. 4, 6, 7 der Verordnung) feſtzuſetzen. 

Die Zahl der Wahlmänner des Wahlbezirks und deſſen allgemeine Abgrenzung ft auf der Urwähler⸗ 
Lifte (S. 15 ver Verordnung) anzugeben. Jeder Urwahlbezirk muß ein möglichſt zuſammenhängendes und 
abgerundetes Ganze bilden. I „0e 

Kein Urwahlbezirk darf mehr als 1749 Seelen umfaſſen. f da Rh 

§. 2. Die Urwählerliſte, in welcher bei jedem einzelnen Namen der Steuerbetrag anzugeben iſt, den 
der Urwähler in der Gemeinde oder in dem aus mehreren Gemeinden zuſammengeſetzten Urwahlbezirk zu 
entrichten hat, wird ven der Ortsbehörde in jeder Gemeinde drei Tage lang öffentlich ausgelegt. Daß 
und b Lokale dies geſchieht, iſt beim Beginne der Auslegung in ortsüblicher Weiſe bekannt 
zu machen. 

Innerhalb drei Tagen nach dieſer Bekanntmachung ſteht es Jedem frei, gegen die Richtigkeit oder 
Vollſtändigkeit der Liſte bel der Ortebehörde oder dem von dieſer bezeichneten Kommiſſar oder der dazu 
niedergeſetzten Kommiſſion feine Einwendungen ſchriſtlich anzubringen oder zu Protokoll zu geben. 8 

Die Entſcheidung darüber erfolgt in den Städten durch die Gemelnde⸗Verwaltungs Behörde, auf dem 

1 1 . In m na. „ * 7 c 2 
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Lande durch den Landrat 2 n Nn nur 57 f 
Die Urmpählerliſten find mit einer Beſcheinigung über die nach ortsüblicher Bekanntmachung, während 
drei Tagen erfolgte öffentliche Auslegung, ſowie darüber zu verſehen, daß innerhalb der Retlamationsfriſt 
keine Reklamationen erhoben oder die erhobenen erledigt ſind. dasz 

Beide Beſcheinigungen liegen der Ortsbehörde ob. Werden aber Reklamationen erhoben, ſo hat auf 
dem Lande die Ortsbehörde dle Urwählerliſten nur rückſichtlich der Auslegung zu beſcheinigen und dle⸗ 
ſelben ſofort nach Ablauf der Reklamationsfriſt, nedſt den eingegangenen Reklamationen, ſowie dem Atteſte, 
daß keine weiteren als die beigefügten Reklamationen angebracht ſind, dem Landrathe einzureichen, welcher 
nach Erledigung der Reklamationen die bezügliche Beſcheintgung auszuſtellen hat. id u 
8 §. 3. 1 0 Auslegung der Urwählerliſten erfolgt die Aufſtellung der Abtheilungsliſten (§. 16 der 

erordnung). 12 

8. Bei der Aufſtellung der Abtheſlungsliſten iſt folgendes Verfahren zu beobachten: 

Nach Anleitung des anliegenden Formulars werden die Urwähler in der Ordnung verzeichnet, daß 
mit dem Namen des Höchſtbeſteuerten angefangen wird, dann derjenige folgt, welcher nächſt jenem die 
an Steuern entrichtet, und ſo ſort bis zu denjenigen, welche die geringſte oder gar keine Steuern zu 
zahlen haben. hi 4 mais u 170 g f 

Alsdann wird die Geſammtſumme aller Steuern berechnet, und endlich die Grenze der Abtheilungen 
dadurch gefunden, daß man die Summe der Steuern jedes einzelnen Urwählers ſo lange zufammenvechnet, 
bis das erſte und dann das zweite Drittel der Geſammtſumme aller Steuern erreicht iſt. 

Die Urwähler, auf welche das erſte Drittheil fällt, bilden die erſte, diejenigen, auf welche das, zweite 
Drittheil fällt, die zweite, und alle übrigen die dritte Abtheilung. 1 16 8 

Läßt ſich bei gleichen Steuer⸗ oder Schätzungs⸗Beträgen nicht entſcheiden, welcher unter mehreren 
Wählern zu einer beſtimmten Abtheilung zu rechnen iſt, ſo giebt die alphabetiſche Ordnung der Familien⸗ 
Namen, eventuell das Loos den Ausſchlag. 2 27 B 2 2 

$. 5. In Gemeinden, welche für ſich einen Urwahlbezirk bilden, und in Urwahlbezirken, welche aus 
mehreren Gemeinden beſtehen, wird nur eine Abtheilungsliſte angefertigt. Im erſteren Falle ſtellt dieſelbe 
die Gemeinde⸗Verwaltungs⸗Behörde, im letzteren der Landrath auf. Iſt aber eine Gemeinde in mehrere 
Bezirke getheilt, fo wird von der Gemeinde⸗Verwaltungs⸗Behörde zuvörderſt eine allgemeine Abtheilungs⸗ 
fifte für die ganze Gemeinde angelegt und dann aus dieſer für jeden einzelnen Bezirk ein Auszug gemacht, 


— = 
welcher für dieſen Bezirk die Abtheilungsliſte bildet. In der allgemeinen Liſte muß bei jedem Urwähler 


die Nummer des Bezirks angegeben ſein. * mern 

$::6. »Steuerfreigiiiemähler, welche auf Grund des 8. 13 der Verordnung ihr Stimmrecht aus zu, 
üben wünſchen, müſſen der Behörde, welche die Urwählerliste aufſtellt, vor Auslegung derſelben oder 
ſpäteſtens im Wege des Reklamatlons verfahrens gegen die Urwählerliſte die Grundlage der für ſie anzu⸗ 
ſtellenden Steuerberechnung an die Hand geben. Steuerfreie Urwähler, welche es unterlaſſen, eine ſolche 
Angabe rechtzeitig zu machen, werden ohne weitere Prüfung der dritten Abtheilung zugezählt. 57 

7. Nach Feſtſtellung der Abtheilungsgrenzen bleibt für die Reihenfolge der Urwähler innerhalb 
der Abtheilungen dieſelbe Ordnung nach den Steuerſätzen maßgebend, in welcher die Urwähler ‚bei Auf⸗ 
ſtellung der Abtheilungsliſten verzeichnet worden ſind (8. 4 des Reglements). Die gleichbeſteuerten oder 
geſchätzten Urwähler derſelben Abtheilunz und die ſteuerfreen Urwähler werden alphabetiſch nach Familien⸗ 
namen und bei gleichem Namen durch das Loos geordnet. 1 Bi 
8. 8. In, Betreff des Reklamatlonsverfahrens gegen die Abthellungsliſten kommen die Vorſchriften 
des §. 2 des Reglements gleichmäßig zur Anwendung. 
„Nachdem die Abtheilungsliſte durch dle Beſcheinigung, daß keine Reklamation gegen dieſelbe erhoben 
oder die erhobenen erledigt ſind, abgeſchloſſen worden, ift jede ſpätere Aufnahme von Urwählern in bier 

* = u * 4 * n = 3 I 14 — 


ſelbe untetſagt. f 3 —5 
Sie iſt demnächſt dem Wahlvorſtehet behufs Benutzung bei der Wahl zuzustellen. Ar 
8.9. Aus der Abthellungsliſte des Urwahlbezirks wird für jeden einzelnen landwehrpflichtigen 
Urwähler, welcher zur Zeit der Wahl zum Dienſte einberufen iſt und ſich in Folge deſſen nicht an ſeinem 
ſonſtigen Wohn⸗ oder Aufenthaltsorte befindet, nach dem Muſter der Anlage ein Auszug gemacht. Der 
felbe muß enthalten B 2 5 2 
aa) den Namen und Wohnort des Urwählers 

b) den Steuerbetrag, mit welchem er zum Anſatz gekommen iſt, 

c) den Bezirk und die Abthellung, für welche er zu wählen hat, 8 

dm) die Zahl der von der Abthellung zu wählenden Wahlmänner. e 

Dieſer Auszug iſt dem Bezirks Commandeur des Landwehr⸗ Bataillons mit dem Erſuchen zu über⸗ 
ſenden, ihn, behufs der Ausfüllung der Namen der Wahlmänner durch die landwehrpflichtigen Urwähler, 
an den Commandeur desjenigen Batatllons gelangen zu laſſen, zu welchem vieſelben einberufen ſind. 

Auf demſelben Wege gelangt der ausgefüllte Auszug zärück, und iſt die Requiſition, fo wie die Er⸗ 
ledigung derſelben, ſo zu beſchleunlgen, daß die ausgefüllten Auszüge noch vor dem Wahltermine in den 
Händen des Wahlvorſtehers ſich befinden. 5 1073 

Trifft dies nicht zu oder werden engere Wahlen erforderlich, ſo iſt das Wahlverfahren ohne Rückſicht 
auf die Stimmen der zum Dienſte einberufenen Windwehrmänner zum Abſchluſſe zu bringen. ‚39 

— 6. 10. Die ſämmtlichen Urwähler des Urwahlbezirks werden zu einer in den Städten von der 
Hemeinde⸗Verwaltungs⸗Behörde, auf dem Lande von dem Landrathe zu beſtimmenden Stunde des Tages 
der Wahl in ortsüblicher Weiſe zuſammenberufen, wobei zugleich das Wahllokal und der Name des Wahl⸗ 
vorſtehtrs; ſowle ſeines Stellvertreters bekaunt zu machen ift. mda 0 ‘ 

"Darüber, daß dieſes geſchehen, haben die Ortsbehörden ſpüteſtens im Wahltermine dem Wahlvorſteher 
eine Beſcheinigung einzureichen, welche dem Protokolle (8. 18 des Reglements) beizufügen iſt. 
"8.111. Die Wahlverhandlung wird mit Vorleſang der 89. 18 bis 25 der Verordnung und der 
10 bis 17 dieſes Reglements durch den Wahlvorſteher eröffnet.. | ER 

Alsdann werden die Namen aller flimmberechtigten Urwähler aller Abteilungen in der Reihenfolge 
Aſdorgeleſen, wie ſie in der Abthellungzsliſte verzeichnet ſind (88. 4 und 7 des Reglements), wobei mit dem 
böchſtbeſteuerten angefangen wird. sel 0 * 

En Bay nicht ftimmberechtigte Anweſende wind zum Abtreten veranlaßt, und ſo die Verſammlung 
2 konſtitu irt. uind Er mit 95 x 

8 Später erfcheinende Urwähler melden ſich bei dem Wahlvorſteher und können an den noch nicht 
geſchloſſenen Abſtimmungen theilnehmen. Abweſende, mit Ausnahme der zum Dienſt einberufenen Land⸗ 
wehrpflichtigen, können in keiner Weiſe durch Stellvertreter, oder ſonſt, an der Wahl theilnehmen. 

58. 42. Der Wahlvorſteher ernennt den Protokollführer und die Beiſitzer (8. 20 der Verordnung). 
Er beauftragt den Protokollführer mit Eintragung der Wahlſtimmen in die Abtheilungslliſte. n 
19. Die dritte Abtheilung wählt zuerſt, die erſte zuletzt. Sobald die Wahlverhandlung einer 


Abtheilung geſchloſſen iſt, werden die Mitglieder derſelben zum Abtreten veranlaßt. 
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8. 14. Der Protokollführer ruft die Namen der Urwähler, abtheilungsweiſe in derſelben Folge, wie 
bei deren Vorleſung auf ($. 11 des Reglements). Jeder Aufgerufene tritt an den zwiſchen der Verſamm⸗ 
lung und dem Wahlvorſteher aufgeſtellten Tiſch und nennt, unter genauer Bezeichnung, den Namen des 
Urwählers, welchem er ſeine Stimme geben will. Sind mehrere Wahlmänner zu wählen, ſo nennt er 
gleich ſo viel Namen, als deren in der Abtheilung zu wählen ſind. Dieſe trägt der Protokollführer neben 
den Namen des Urwählers, und in Gegenwart deſſelben in die Abtheilungsliſte ein, oder läßt ſie, wenn 

zeerſelbe es wünſcht, von dem Urwähler ſelbſt eintragen. 

8. 15. Die Wahl erfolgt nach abſoluter Mehrheit der Stimmenden. 

Ungültig find, außer dem Fall des S. 22 der Verordnung, ſolche Wahlſtimmen, welche auf andere, 
als die nach 8. 18 der Verordnung oder §. 16 dieſes Reglements wählbaren Perſonen fallen. ; 

Ueber die Gültigkeit einzelner Wahlſtimmen entfcheidet der Wahlvorſtand. 

8. 16. Soweit ſich bei der erſten oder einer folgenden Abſtimmung abſolute Stimmenmehrheit nicht 
erglebt, kommen diejenigen, welche die meiſten Stimmen haben, in doppelter Anzahl der noch zu wählenden 
Wahlmänner auf die engere Wahl. 

Wein bei einer Abſtimmung die abſolute Stimmenmehrheit auf mehrere, als die noch zu wählenden 
Wahlmänner gefallen ift, fo find diejenigen derſelben gewählt, welche die höchſte Stimmenzahl haben. 

Bei Stimmengleichheit entſcheldet das Loos, welches durch die Hand des Vorſtehers gezogen wird. 
3 En ART e bei der erſten Abſtimmung eingetreten, fo iſt zumächft zu einer engeren Wahl 

zu ſchreiten. f 

8. 17. Die gewählten Wahlmänner müffen ſich, wenn fie im Urwahltermine anweſend ſind, ſofort, 
ſonſt binnen drei Tagen, nachdem ihnen dle Wahl angezeigt iſt, erklären, ob fie biefelbe annehmen und, 
wenn ſie in mehreren Abtheilungen gewählt ſind, für welche derſelben ſie annehmen wollen. 

Annahme unter Proteſt oder Vorbehalt, ſowie das Ausbleiben der Erklärung binnen drei Tagen, gilt 
als Ablehnung. 

Jede Ablehnung hat für die Abtheilung eine neue Wahl zur Folge. 

— 8. 18. Ueber die Wahlhandlung iſt ein Protokoll nach dem anliegenden Formular aufzunehmen. 

8. 19. Die Regierungen haben ſofort die Wahlkommiſſare für die Wahl der Abgeordneten zu 
beſtimmen, und davon, daß dies geſchehen, die Wahlvorſteher zu benachrichtigen. 

8. 20. Die Wahlvorfteher reichen die Urwahl⸗Protokolle dem Wahl⸗Kommiſſar ein. 

Der Wahl⸗Kommiſſar ſtellt aus den eingereichten Urwahl⸗Protokollen ein Verzeichniß der Wahlmänner 
ſeines Wahlbezirkes kreisweiſe auf und veranlaßt, daß dieſes Verzeichniß durch Auslegung in den Geſchäfts⸗ 
lokalen der Landräthe der betreffenden Kreiſe und der Magiſträte der einem Kreiſe nicht angehörigen 
oder einen eigenen Wahlbezirk bildenden Städte, ſowie durch Abdruck in den zu amtlichen Publikationen 
dlenenden Blättern veröffentlicht wird. 

8. 21. Der Wahlkommiſſar ladet die Wahlmänner ſchriftlich zur Wahl der Abgeordneten ein. Die 
Inſinuation iſt durch einen vereideten Beamten zu beſcheinigen. 

Die Vorladung der Wahlmänner kann auch ſofort im Urwahltermine durch die Wahlvorſteher bewirkt 
werden. Die Wahlvorſteher erhalten in dieſem Falle Seitens des Wahlkommiſſars die erforderliche Anzahl 
von Einladungsformularen und Behändigungsſcheinen. Sie haben die erſteren mit der Adreſſe der Wahl⸗ 
männer zu verſehen und gegen Vollziehung der Behändigungeſcheine auszuhändigen, auf den letzteren aber 
die richtig erfolgte Inſinuation zu beſcheinigen und dieſelben gleichzeitig mit den Urwahl⸗Protokollen dem 
Wahlkommiſſar einzureichen. un! 3 | 

8. 22. Die Wahlverhandlung wird mit Vorleſung der 88. 26 bis 31 der Verordnung, ſowie der 
88. 23 bis 26 dieſes Reglements, eröffnet. Alsdann werden die Namen aller Wahlmänner nach dem 
aufgeſtellten Verzeichniſſe (8. 20 des Reglements) vorgeleſen. 

bitter nb. W. kommen die Beſtimmungen des §. 11 zur Anwendung, ſoweit fie nicht nachſtehend 

modifizirt find. a | 

$. 23. Jeder Abgeordnete wird in einer beſonderen Wahlhandlung gewählt. 

Die Wahl ſelbſt erfolgt, indem der aufgerufene Wahlmann an den zwiſchen der Wahlverſammlung 
und dem let ee aufgeſtellten Tiſch tritt und den Namen desjenigen nennt, dem er ſeine 
Stimme giebt. f f f 

Den vom Wahlmann genannten Namen trägt der Protokollführer neben dem Namen des Wahlmannes 
in die Wahlmännerliſte ein, wenn der Wahlmann nicht verlangt, den Namen ſelbſt einzutragen. 1 
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8. 24. Hat ſich auf keinen Kandidaten die abſolute Stimmenmehrheit vereinigt, ſo wird zu einer 
weiteren Abſtimmung geſchritten. 

Dabei kann keinem Kandidaten die Stimme gegeben werden, welcher bei der erſten Abſtimmung keine 
oder nur eine Stimme gehabt hat. — —.— < 

Die zweite Abſtimmung wird unter den übrigen Kandidaten in derſelben Weiſe wie die erſte vor⸗ 
genommen. 

10 = Wahlſtimme, welche auf einen anderen, als die in der Wahl gebliebenen Kandidaten faͤllt, 
iſt ungültig. 

Wenn auch die zweite Abſtimmung keine abſolute Mehrheit ergiebt, ſo fällt in jeder der folgenden 
Abſtimmungen derjenige, welcher die wenigſten Stimmen hatte, aus der Wahl, bis die abſolute Mehrheit 
fi auf einen Kandldaten vereinigt hat. 

1 . ſich mehrere in der geringſten Stimmenzahl gleich, ſo entſcheidet das Loos, welcher aus der 
a N . 

Wenn die Abſtimmung nur zwiſchen zwei Kandidaten noch ſtattfindet, und jeder derſelben die Hälfte 
der guͤltigen Stimmen auf ſich vereinigt hat, entſcheidet ebenfalls das Loos. 

In beiden Fällen iſt das Loos durch die Hand des Wahlkommiſſars zu ziehen. 

8. 25. Ueber die Gültigkeit einzelner Wahlſtimmen entſcheidet der Wahlvorſtand. 

§ 26. Die Gewählten find von der auf fie gefallenen Wahl durch den Wahlkommiſſar in Kenntniß 
zu fegen und zur Erklärung Über die Annahme derſelben, ſowie zum Nachweiſe, daß fie nach §. 29 der 
Verordnung wöhlbar find, aufzufordern. 

Annahme unter Proteſt oder Vorbehalt, ſowie das Ausbleiben der Erklärung binnen acht Tagen, von 
der Zuftellung der Benachrichtigung, gilt als Ablebnung. 

In Fällen der Ablehnung oder Nichtwählbarkeit hat die Regierung ſofort eine neue Wahl zu veranlaſſen. 

8. 27. Sämmtliche Verhandlungen, ſowohl über die Wahl der Wahlmänner, als die Wahl der Ab⸗ 
geordneten werden von dem Wahlkommiſſar der Regierung, gehörig geheftet, eingereicht, welche dieſelben 
dem Miniſter des Innern zur weiteren Mittheilung an das Haus der Abgeordneten vorzulegen hat. 

Berlin, den 23. September 1867. g 


oönigliches Staats⸗Miniſterium. 8 5 
Graf v. Bismarck Schaͤnhauſen. Frhr. v. d. Heydt. v. Moon. Graf v. Itzenplitz v. Mühler. 
Graf zur Lippe. v. Selchow. Graf zu Eulenburg. 
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Nachweiſung der Wahlbezirke und Wahlcommi iſſarien n 


für die 


© r 


am 7. November d. J. ſtatthal enden Wahlen Em: Hanfe der Abgeorkneten im Beglesängsett Frankfurt. 


18 1 1 0 Anzahl 1 inn 4 . NET ö 
Nr. g Wahlbezirzrf. Wahloxte. be f Wahlcommiſſ aten * 
} de 5 geordneten. . * ginn 
Kreis Arnswalde Senden, m s mind enn ax 
1 | 5 Frledeberg ö Weldenberg 2 | "ei von Meber. * Sala den bi 
ne, 7 lamm ni mausm & 3 21 
2 N zur Sei ö Landsberg a W. 2 Landrat Iucobe. i 190 
ihr) | da 1 sten 
3 | Kreis Königsberg Bärwalde 2 ) e von baue auf broße 
j . t 10 1 ubieſer⸗ ar 1 
2 IS ci: 14 
4 In Sieht Ae | Frankfurt a. O. 2 Landrath . b. Weis 2 58 
5 Kreis Sternberg Droſſen Bus; "übe, 55 d. Hagen. 1. 4 
6 Wels 0 N h Croffen | - au! 10 v. henbcben un 
1: ſſen * nd 7 29% | 8 
5 ö e Wi ö 1 
7 | Rus Shen 2 Gaben 1.5 b ish Renhpathe Gref v „ Keventlen. 
11 %% 3 2 N I 6% 394 J a m nos „ 197m 
f | Euch IL hehe namne ud Tee 
8 . ae Cottbus uno 2 Landrath v. Werdeck. N 77 e 
„Calau 
Kreis Luckau anne ert ſctulgings 
900 a übten, u 446 A Ai, zörhr. v. Houwald. 


Vorſtehende Nachwelſung ei u Anſchluſſe an N Amtsblatts - ten vom heutigen 
Tage, die Termine zu den Wahlen der n und der Abgeordneten betreffend, hlerdurch zur 


öffentlichen Kenntniß gebracht. 


— 


Frankfurt a. O., den 9. Oktober 1867. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Redigirt im Büreau der Königl. Regierung. 
Druck der Hofbuchdruckerei von Trowitzſch u. Sohn in Frankfurt a. O. 


